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Drittes Gesetz zur Änderung 
hochschulrechtlicher Vorschriften 

(Drittes Hochschulrechtsänderungsgesetz – 3. HRÄG) 
 
Der Landtag hat am 27. März 2014 das folgende Gesetz beschlossen 

 
 

Ausgewählte Paragraphen, die die Bereiche der Gleichstellung von Frauen und Männer und die Vereinbarkeit 

von Studium und Familie betreffen: 

 

Zielsetzungen, B III 

„Das Gesetz gibt Impulse für die weitere Verbesserung von Chancengleichheit von Frauen und Männern. Ziel ist 

es, die strukturellen Ursachen der Unterrepräsentanz von Frauen im Wissenschaftssystem zu beseitigen. Die 

Gleichstellungsarbeit wird gestärkt unter anderem durch ein Stimmrecht der Gleichstellungsbeauftragten in 

Berufungskommissionen, ihre beratende Mitgliedschaft im Hochschulrat und die Option für die Hochschulen, 

im Rahmen ihrer Autonomie die Gleichstellungsarbeit im wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen 

Bereich zu bündeln.“ 

 
§ 2        Aufgaben 

(3) „Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit; sie berücksichtigen die 

besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen. Sie tragen 

dafür Sorge, dass Studierende mit Behinderung oder einer chronischen Erkrankung in ihrem Studium 

nicht benachteiligt werden und die Angebote der Hochschule möglichst ohne fremde Hilfe in Anspruch 

nehmen können; sie bestellen hierfür eine Beauftragte oder einen Beauftragten, deren oder dessen 

Aufgaben in der Grundordnung geregelt werden. Sie fördern in ihrem Bereich die geistigen, musischen 

und sportlichen Interessen der Studierenden. 

(4) Die Hochschulen fördern die Chancengleichheit von Frauen und Männern und berücksichtigen die 

Vielfalt ihrer Mitglieder und Angehörigen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben; sie tragen insbesondere 

dafür Sorge, dass alle Mitglieder und Angehörigen unabhängig von der Herkunft und der ethnischen 

Zugehörigkeit, des Geschlechts, des Alters, der sexuellen Orientierung, einer Behinderung oder der 

Religion und Weltanschauung gleichberechtigt an der Forschung, der Lehre, dem Studium und der 

Weiterbildung im Rahmen ihrer Aufgaben, Rechte und Pflichten innerhalb der Hochschule teilhaben 

können.“ 

 
§ 4        Chancengleichheit von Frauen und Männern; Gleichstellungsbeauftrage 

(1) „Die Hochschulen fördern bei der Wahrnehmung aller Aufgaben die tatsächliche Durchsetzung der 

Chancengleichheit von Frauen und Männern und wirken auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin; 

sie fördern aktiv die Erhöhung der Frauenanteile in allen Fächern und auf allen Ebenen, in denen Frauen 

unterrepräsentiert sind, und sorgen für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und wissenschaftlicher, 

künstlerischer und medizinischer Tätigkeit. Bei allen Aufgaben und Entscheidungen sind die 

geschlechterspezifischen Auswirkungen zu beachten. 

(2) Der Senat wählt in der Regel aus dem Kreis des an der Hochschule hauptberuflich tätigen weiblichen 

wissenschaftlichen Personals eine Gleichstellungsbeauftragte und mindestens eine Stellvertreterin für 

die Dauer von zwei bis vier Jahren; die Grundordnung regelt die Anzahl der Stellvertreterinnen sowie die 

Dauer der Amtszeit der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen. Die 

Gleichstellungsbeauftragte legt fest, durch welche ihrer Stellvertreterinnen sie sich allgemein und im 

Einzelfall vertreten lässt; sie legt die Reihenfolge der Stellvertretung fest und kann ihren 

Stellvertreterinnen bestimmte Geschäftsbereiche übertragen. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei der Durchsetzung der verfassungsrechtlich gebotenen 

Chancengleichheit von Frauen und Männern und bei der Beseitigung bestehender Nachteile für 

wissenschaftlich tätige Frauen sowie Studentinnen mit. Die Gleichstellungsbeauftragte ist in dem für die 

sachgerechte Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Umfang frühzeitig und umfassend zu 

informieren. Sie ist dem Rektorat unmittelbar zugeordnet und hat ein unmittelbares Vortragsrecht. Sie 

ist in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht an Weisungen gebunden. Die Gleichstellungs-beauftragte darf 

wegen ihrer Tätigkeit weder allgemein noch in ihrer beruflichen Entwicklung benachteiligt werden. Sie 

gehört dem Senat sowie den Berufungskommissionen nach § 48 Absatz 3 und den 
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Auswahlkommissionen nach § 51 Absatz 6 kraft Amtes an; sie kann sich in den Berufungs- und 

Auswahlkommissionen unbeschadet des § 10 Absatz 6 Satz 1 auch von einer von ihr zu benennenden 

Person vertreten lassen. Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt an den Sitzungen der Fakultäts- und 

Sektionsräte, der Hochschulräte, der Örtlichen Hochschulräte und der Örtlichen Senate mit beratender 

Stimme teil; sie kann sich hierbei vertreten lassen und ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 

Die Hochschule kann in der Grundordnung regeln, in welchen weiteren Gremien, Kommissionen und 

Ausschüssen die Gleichstellungsbeauftragte mit Stimmrecht oder beratend teilnehmen kann. Die 

Gleichstellungsbeauftragte hat das Recht auf frühzeitige Beteiligung an Stellenausschreibungen und auf 

Einsicht in Bewerbungsunterlagen. Bei Stellenbesetzungen in Bereichen geringerer Repräsentanz von 

Frauen kann die Gleichstellungsbeauftragte an Vorstellungs- und Auswahlgesprächen teilnehmen, 

soweit nicht nur Frauen oder nur Männer die vorgesehenen Voraussetzungen für die Besetzung der 

Personalstelle oder des zu vergebenden Amtes erfüllen. Hält die Gleichstellungsbeauftragte eine 

Maßnahme für unvereinbar mit § 4 oder mit anderen Vorschriften über die Gleichbehandlung von 

Frauen und Männern, hat sie das Recht, diese Maßnahme binnen einer Woche nach ihrer Unterrichtung 

schriftlich zu beanstanden; bei unaufschiebbaren Maßnahmen kann das Rektorat die Frist auf zwei 

Arbeitstage verkürzen. Das Rektorat entscheidet über die Beanstandung innerhalb eines Monats nach 

Zugang. Hält das Rektorat die Beanstandung für begründet, sind die Maßnahmen und ihre Folgen zu 

berichtigen; hält es die Beanstandung für unbegründet, erläutert es gegenüber der 

Gleichstellungsbeauftragten seine Entscheidung schriftlich. Die Gleichstellungsbeauftragte er-stattet 

dem Senat einen jährlichen Bericht über ihre Arbeit; sie hat das Recht, jährlich dem Hochschulrat über 

ihre Arbeit zu berichten. 

(4) Die Hochschule stellt der Gleichstellungsbeauftragten die zur wirksamen Erfüllung ihrer Aufgaben 

erforderliche Personal- und Sachausstattung bereit. Die Gleich-stellungsbeauftragte ist zur Ausübung 

ihres Amtes von ihren sonstigen Dienstaufgaben angemessen zu entlasten; die Stellvertreterinnen 

können entsprechend entlastet werden. Das Wissenschaftsministerium trifft durch Rechtsverordnung, 

abhängig von der Größe der Hochschule, Regelungen für die Entlastung. Die Hochschule gleicht eine 

durch die Entlastung bedingte Verringerung des Lehrangebots in der zuständigen Lehreinheit aus. 

(5) Die Hochschulen stellen für die Dauer von fünf Jahren Gleichstellungspläne für das hauptberuflich 

tätige Personal auf. Sie enthalten konkrete Ziel- und Zeitvorgaben und Festlegungen zu personellen, 

organisatorischen und fortbildenden Maßnahmen, mit denen die Frauenanteile auf allen Ebenen sowie 

auf allen Führungs- und Entscheidungspositionen in unterrepräsentierten Bereichen erhöht werden, bis 

eine paritätische Besetzung erreicht ist. Die Zielvorgaben für das wissenschaftliche Personal sollen sich 

mindestens an dem Geschlechteranteil der vorangegangenen Qualifizierungsstufe im wissenschaftlichen 

Dienst orientieren. Das Wissenschaftsministerium kann für die Gleichstellungspläne Richtlinien 

vorgeben. Das Rektorat legt dem Senat und dem Hochschulrat nach drei Jahren einen Zwischenbericht 

zum Stand der Erfüllung des Gleichstellungsplans vor. 

(6) Der Senat soll eine Gleichstellungskommission als beratenden Ausschuss nach § 19 Absatz 1 Satz 5 

einrichten. 

(7) Die Grundordnung kann an den Studienakademien örtliche Gleichstellungsbeauftragte vorsehen. Die 

Grundordnung regelt das Nähere insbesondere zu deren Wahl, deren Befugnissen unter 

Berücksichtigung der Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten der DHBW und deren Zuordnung.“ 

(8) Die Grundordnung kann abweichend von Absatz 2 Satz 1 eine gemeinsame 

Gleichstellungsbeauftragte und mindestens eine Stellvertreterin für das weibliche wissenschaftliche und 

nichtwissenschaftliche Personal vorsehen; die Entscheidung im Senat über die Zusammenführung der 

Ämter kann nicht ohne Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 

getroffen werden. Die Grundordnung regelt das Nähere zur Ausgestaltung des Amtes, zur Durchführung 

der Wahl oder zur Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen und die 

Dauer der Amtszeit. Im Übrigen gelten die Gleichstellungsregelungen dieses Gesetzes und des 

Chancengleichheitsgesetzes in ihrer jeweils geltenden Fassung, soweit die Grundordnung keine 

weitergehenden, die Gleichstellung fördernden Regelungen trifft. 

(9) Die Hochschule bestellt für ihre Mitglieder und Angehörigen eine Ansprechpartnerin und einen 

Ansprechpartner für Fragen im Zusammenhang mit sexueller Belästigung; sie sind nicht an Weisungen 

gebunden. Sie wirken unbeschadet der Verantwortlichkeit von Organen und Gremien der Hochschule 

darauf hin, dass Mitglieder und Angehörige der Hochschulen vor sexueller Belästigung geschützt 

werden. Informationen über persönliche und sachliche Verhältnisse von Betroffenen dürfen nicht ohne 

deren Einverständnis an Dritte weitergegeben oder sonst verwertet werden. Die Hochschule trifft 

Regelungen zum weiteren Verfahren. 
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§ 5       Evaluation 

(2) „Zur Bewertung der Erfüllung der Aufgaben der Hochschulen nach § 2 sowie bei der Durchsetzung 

der Chancengleichheit von Frauen und Männern nehmen die Hochschulen regelmäßig Eigenevaluation 

vor. Darüber hinaus sind in angemessenen zeitlichen Abständen Fremdevaluationen durchzuführen. Die 

Durchführung einer Fremdevaluation ist einer externen Evaluationseinrichtung oder einer externen 

Gutachterkommission zu übertragen. Bei der Evaluation der Lehre sind die Studierenden zu beteiligen. 

Die Ergebnisse sind dem Wissenschaftsministerium im Rahmen des Jahresberichts nach § 13 Abs. 9 zu 

berichten und sollen veröffentlicht werden.“ 

 
§ 7      Struktur- und Entwicklungsplanung 

(1) „Die Hochschulen stellen für einen Zeitraum von fünf Jahren Struktur- und Entwicklungspläne auf 

und schreiben sie regelmäßig fort; diese Pläne schließen die Gleichstellungspläne nach § 4 Abs. 5 ein. In 

den Plänen stellen die Hochschulen ihre Aufgaben und die vorgesehene fachliche, strukturelle, 

personelle, baulich und finanzielle Entwicklung dar und treffen Festlegungen für die künftige 

Verwendung freiwerdender Stellen von Professuren. Bei der Aufstellung dieser Pläne ist auch die 

Chancengleichheit für Frauen und Männer zu beachten. Die Pläne bezeichnen insbesondere die 

Schwerpunkte der Ausbildung und der Forschung sowie in den einzelnen Studiengängen angestrebten 

Studienanfängerplätze.“ 

 
§ 10    Gremien: Verfahrensregelungen 

(2) „Die Mitglieder eines Gremiums werden, soweit sie dem Gremium nicht kraft Amtes angehören, für 

eine bestimmte Amtszeit bestellt oder gewählt; sie sind an Weisungen und Aufträge ihrer Gruppe nicht 

gebunden. Unbeschadet des § 20 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 sollen Frauen und Männer bei der 

Besetzung gleichberechtigt berücksichtigt werden.“ 

 
§ 11     Personalverwaltung 

(7) „Frauen und Männer führen alle Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in der jeweils ihrem 

Geschlecht entsprechenden Sprachform.“ 

 
§ 13     Finanz- und Berichtswesen 

(2) Satz 1 u. 2 „Die staatliche Finanzierung der Hochschulen orientiert sich an ihren Aufgaben, den 

vereinbarten Zielen und den erbrachten Leistungen. Dabei sind auch Fortschritte bei der Durchsetzung 

der Chancengleichheit von Frauen und Männern zu berücksichtigen.“ 

(8) „Die Hochschulen richten ein Informationssystem ein, das die Grunddaten der 

Ressourcenausstattung und -nutzung für die Leistungsprozesse der Lehre, der Forschung und bei den 

sonstigen Aufgaben der Hochschulen sowie der Erfüllung des Gleichstellungsauftrages enthalten muss. 

Zu den Grunddaten gehören insbesondere Angaben über die gegenwärtige Situation, die mehrjährige 

fachliche, strukturelle, personelle, bauliche und finanzielle Entwicklung und die Ergebnisse der 

Leistungsprozesse.“ 

 
§ 16     Rektorat 

(3) „Das Rektorat ist für alle Angelegenheiten zuständig, für die in diesem Gesetz oder in der 

Grundordnung nicht ausdrücklich eine andere Zuständigkeit festgelegt ist. Er ist insbesondere für 

folgende Angelegenheiten zuständig: 

Nr. 1  die Struktur- und Entwicklungsplanung einschließlich der Personalentwicklung, … 

Nr. 5  die kontinuierliche Bewertung und Verbesserung der Strukturen und Leistungsprozesse durch 

          Einrichtungen und Nutzung eines Qualitätsmanagementsystems.“ 

 
§ 19     Senat 

(1) Satz 2 „Der Senat ist insbesondere zuständig für: … 

Nr. 14  Erörterung des Jahresberichts der Gleichstellungsbeauftragten. 

Nr. 15  Erörterung des Zwischenberichts zum Gleichstellungsplan 

(2) Dem Senat gehören an 

1. kraft Amtes 

a) die Rektoratsmitglieder nach § 16 Absatz 1, 

b) die Dekaninnen und Dekane im Sinne von § 24, 

c) die Gleichstellungsbeauftragte der Hochschule, 
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d) die oder der Beauftragte für die schulpraktische Ausbildung an Pädagogischen Hochschulen 

nach § 21, 

e) mit beratender Stimme die Leitende Ärztliche Direktorin oder der Leitende Ärztliche Direktor 

und die Kaufmännische Direktorin oder der Kaufmännische Direktor, soweit das 

Universitätsklinikum berührt ist, 

f) an der DHBW die Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der Fachkommissionen 

nach § 20a Absatz 4 

2. auf Grund von Wahlen 

weitere stimmberechtigte Mitglieder, deren zahlenmäßige Zusammensetzung die Grundordnung 

bestimmt und die nach Gruppen direkt gewählt werden; das Nähere regelt die Wahlordnung; die 

Amtszeit der Wahlmitglieder wird durch die Grundordnung festgelegt.“ 

 
§ 20     Hochschulrat 

(1) Satz 3 „Zu den Aufgaben des Aufsichtsrats gehören insbesondere: ... 

Nr. 2  die Beschlussfassung über Struktur- und Entwicklungspläne sowie über die Planung der 

  baulichen Entwicklung,… 

(3) „Unbeschadet des Absatzes 8 besteht der Hochschulrat aus mindestens sechs und höchstens zwölf 

Mitgliedern, die von der Wissenschaftsministerin oder vom Wissenschaftsminister bestellt werden; 

mindestens vierzig Prozent der Mitglieder, bei der DHBW der nach Absatz 4 auszuwählenden Mitglieder, 

müssen Frauen sein. Die Mitglieder dürfen keine Mitglieder der Hochschule im Sinne von § 9 sein 

(externe Mitglieder des Hochschulrats); Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren, 

Lehrbeauftragte, Ehrensenatorinnen und Ehrensenatoren sowie Ehrenbürgerinnen und Ehrenbürger 

gelten als externe Mitglieder des Hochschulrats. § 12 Absatz 1 Satz 1 ChancenG und § 10 Absatz 2 Satz 2 

bleiben unberührt.“ 

 
§ 23     Fakultätsvorstand 

(3) Satz 5 „Im Rahmen der von Aufsichtsrat und Vorstand getroffenen Festlegungen ist der 

Fakultätsvorstand darüber hinaus insbesondere für folgende Aufgaben zuständig: … 

Nr. 5  die Evaluationsangelegenheiten nach § 5 Abs. 2.“ (Evaluation der Chancengleichheit) 

 
§ 29     Studium; gestufte Studienstruktur 

(3) Satz 6 „Darüber hinausgehende Regelstudienzeiten dürfen in besonders begründeten Fällen 

festgesetzt werden, insbesondere für Studiengänge, die in besonderen Studienformen, wie in Teilzeit, 

durchgeführt werden.“ 

 
§ 34     Prüfungsordnungen 

(3) „In Studiengängen nach Absatz 1 können die Hochschulen in den Prüfungsordnungen eine Vor- oder 

Zwischenprüfung vorsehen, soweit eine Vor- oder Zwischenprüfung nicht nach staatlichen oder 

kirchlichen Prüfungsordnungen durchzuführen ist. Soweit in Studiengängen mit einem staatlichen 

Abschluss die Hochschulen Vor- oder Zwischenprüfungsordnungen als Satzungen erlassen, bedarf die 

Zustimmung der Rektorin oder des Rektors nach § 32 Absatz 3 Satz 1 des Einvernehmens des für die 

Abschlussprüfung zuständigen Ministeriums. Der Prüfungsanspruch für die Vor- oder Zwischenprüfung 

oder für einzelne Prüfungsleistungen der Vor- oder Zwischenprüfung geht verloren, wenn diese 

Prüfungsleistungen nicht innerhalb von zwei Semestern nach Ablauf der in den jeweiligen 

Prüfungsordnungen für die erstmalige Erbringung der Prüfungsleistungen festgelegten Fristen 

erfolgreich abgelegt worden sind, es sei denn, die Fristüberschreitung ist von der oder von dem 

Studierenden nicht zu vertreten.“ 

 
§ 36     Verleihung und Führung inländischer Grade 

(1) „Auf Grund einer Hochschulprüfung, mit der ein erster Hochschulabschluss erworben wird, verleiht 

die Hochschule einen Bachelorgrad. Auf Grund einer Hochschulprüfung, mit der ein weiterer 

Hochschulabschluss erworben wird, verleiht die Hochschule einen Mastergrad. Die Hochschulen können 

anstelle der Bezeichnung „Bachelor“ die Bezeichnung „Bakkalaureus“ oder „Bakkalaurea“ und anstelle 

der Bezeichnung „Master“ die Bezeichnung „Magister“ oder „Magistra“ vorsehen. Abweichend von Satz 

1 können die Hochschulen im Rahmen von § 34 Absatz 1 einen Diplomgrad mit Angabe der Fachrichtung 

verleihen.“ 

 
§ 45     Anwendung der beamtenrechtlichen Vorschriften 
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(6) „Soweit Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer oder Akademische Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter Beamtinnen oder Beamte auf Zeit sind, ist das Dienstverhältnis, sofern dienstliche Gründe 

nicht entgegenstehen, auf Antrag der Beamtin oder des Beamten aus den in Satz 2 genannten Gründen 

zu verlängern. Gründe für eine Verlängerung sind:  

 

Nr. 5  Beschäftigungsverbote nach dem 4. Abschnitt der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung sowie   

  Elternzeit nach dem 5. Abschnitt und Pflegezeit nach dem 6. Abschnitt der Arbeitszeit- und

  Urlaubsverordnung in dem Umfang, in dem eine Erwerbstätigkeit nicht erfolgt ist.“ 

 
§ 48    Berufung von Professorinnen und Professoren 

(3) Satz 2 „In der Berufungskommission verfügen die Professorinnen und Professoren über die Mehrheit 

der Stimmen; ihr müssen außerdem mindestens eine hochschulexterne sachverständige Person, zwei 

fachkundige Frauen, die Gleichstellungsbeauftragte sowie eine Studierende oder ein Studierender 

angehören.“ 

 
§ 51     Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 

(6) Satz 2 „In der Auswahlkommission verfügen die Professorinnen und Professoren über die Mehrheit 

der Stimmen; ihr müssen außerdem mindestens eine hochschulexterne sachverständige Person, zwei 

fachkundige Frauen, die Gleichstellungsbeauftragte sowie eine Studierende oder Studierender 

angehören.“ 

 
§ 61     Beurlaubung 

(1) „Auf ihren Antrag können Studierende aus wichtigem Grund von der Verpflichtung zu einem 

ordnungsgemäßen Studium befreit werden (Beurlaubung). Die Zeit der Beurlaubung soll in der Regel 

zwei Semester nicht übersteigen. 

(3) Studierende können Schutzzeiten entsprechend § 3 Absatz 1, § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes 

und Elternzeit entsprechend § 15 Absätze 1 bis 3 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in 

Anspruch nehmen; hierfür sind sie auf Antrag zu beurlauben. Gleiches gilt für die Zeiten der Pflege einer 

oder eines nahen Angehörigen im Sinne von § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes, die oder der 

pflegebedürftig im Sinne der §§ 14 und 15 des Elften Buches Sozialgesetzbuch ist. Nach Sätzen 1 und 2 

beurlaubte Studierende sind berechtigt, an Lehrveranstaltungen teilzunehmen, Studien- und 

Prüfungsleistungen zu erbringen und Hochschuleinrichtungen zu nutzen. Zeiten nach den Sätzen 1 und 2 

werden nicht auf die Beurlaubung nach Absatz 1 Satz 2 angerechnet.“ 

 
§ 62      Exmatrikulation 

(3) Nr. 3 „Die Studierenden sind von Amts wegen zu exmatrikulieren, wenn sie vorsätzlich im Bereich 

der Hochschule durch sexuelle Belästigung im Sinne von § 3 Absatz 4 des Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetzes die Würde einer anderen Person verletzen oder ihr im Sinne des § 238 des 

Strafgesetzbuches nachstellen.“ 


